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Einladung 
 

zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Oberstadt am 
Dienstag, 06.09.2022, 18:30 Uhr, 

Gästehaus INNdependence, Sitzungssaal, Gleiwitzer Str. 4, 55131 Mainz 
 
 
Tagesordnung 
 
 

a) öffentlich 

 
 
Anträge 
 
1. Entsiegelung in der Oberstadt (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN) 

Vorlage: 1212/2022 
 
2. Sporthalle IGS Anna -Seghers (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN) 

Vorlage: 1214/2022 
 
 
Anträge an die Verkehrskommission 
 
3. Verlegung der Ersatzhaltestelle "mkm" (ÖDP) 

Vorlage: 0932/2022 
 
4. Freigabe der Busspur in der Straße „An der Philippsschanze“ in Fahrtrichtung Pariser Straße 

für Radverkehr und mögliche Kennzeichnung mit Rad-Piktogrammen (SPD) 
Vorlage: 1228/2022 

 
 
Beschlussvorlage 
 
5. Aufhebung "Dachbegrünungssatzung" 

Vorlage: 1106/2022 
 
6. Einwohnerfragestunde 
 
 
Anfragen 
 
7. Milchpfad (ÖDP) 

Vorlage: 0931/2022 
 
8. Parken auf Bordsteinen (CDU) 

Vorlage: 0933/2022 
 



 

 

9. Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
 9.1. Antwort auf Frage drei der Vorlage 0920/2022 "Anreize und Möglichkeiten  

für Bürger:innen zur Energiewende in der Oberstadt 
 
10. Sachstandsberichte 
 10.1. Sachstandsbericht zu Antrag 0774/2022 FDP, Ortsbeirat Mainz-Oberstadt 

Vorlage: 1177/2022 
 10.2. Geschwindigkeitskontrollen An der Philipsschanze (0729/2022) 
 
11. Mitteilungen und Verschiedenes 
 11.1. Sitzungstermine für das Jahr 2023 
 
12. Stadtteilmittel 
 
 

b) nicht öffentlich 

 
13. Bau- und Grundstücksangelegenheiten 
 
14. Mitteilungen und Verschiedenes 
 14.1. Antwort auf Nachfrage aus den Reihen des Ortsbeirates 
 
 
 
 
Mainz, 30.08.2022 
 
gez. Daniel Köbler, MdL 
Ortsvorsteher 
 
 



 
Ortsbeiratsfraktion Mainz-Oberstadt 

 

 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Ortsbeirat Oberstadt: 
 
Entsiegelung in der Oberstadt 
 
Der Ortsbeirat bittet die Verwaltung die Entsiegelung öffentlicher Flächen auch in der 
Oberstadt voranzutreiben. 
 
Konkret sollte der ehemalige, jetzt dysfunktionale und gefährliche, Radweg An der Goldgrube 
sowie der Schulhof des Gutenberg-Gymnasiums im Zuge des Neubaus entsiegelt werden.  
 
Soweit geeignet sind Grünflächen, beschattende Pflanzen und Wasserspeicher (bspw. Rigolen 
und Mulden) anzulegen. 
 
Begründung 
Der fortschreitende Klimawandel mit zusätzlicher Aufheizung der städtischen Bereiche sowie 
Starkregenereignisse sind äußerst dringende Anlässe im Bereich der Oberstadt zu entsiegeln. 
Auch braucht es mehr Versickerung um das Sinken des Grundwasserspiegels zu mindern. 
 
Entsiegelung bietet eine höhere Fläche zur Versickerung, verlangsamt oberflächliche 
Wasserabflüsse, entlastet die Kanalisation und dient einer städtischen Kühlung durch 
Verdunstung. 
 
Versiegelte Oberfläche heizt sich enorm und Grünfläche kaum auf, was einen direkten Einfluss 
für die Aufenthaltsqualität in der Stadt und für die Anwohnenden hat. 
Diese Wohn- und Aufenthaltsqualität muss in der Oberstadt als stark urban genutzter und -
bebauter Raum besonders beachtet werden. 
 
 
Weitere Begründung ggf. mündlich. 
 
 
Mainz, den 21.08.2022 
 
Ingo Volp 
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Ortsbeiratsfraktion Mainz-Oberstadt 

 

 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Ortsbeirat Oberstadt: 
 
Sporthalle IGS Anna-Seghers 
 
Der Ortsbeirat bittet die Verwaltung bei der Integrierten Gesamtschule Anna-Seghers die 
geplante neue Dreifeld-Sporthalle zeitnah zu errichten. 
 
Begründung 
Zur Durchführung des Sportunterrichts ist in Anbetracht der Schüler:innenanzahl weitere 
Fläche für den Sportunterricht nötig. Daher war bei der Planung der IGS Anna-Seghers von 
Beginn an eine neue Sporthalle vorgesehen.  
Zudem können weitere Sportflächen in der Oberstadt Vereinen und Interessierten Gruppen 
außerhalb der Schulzeiten zur Verfügung gestellt werden. 
Die Finanzierung ist im städtischen Haushalt gesichert. 
 
 
Weitere Begründung ggf. mündlich. 
 
 
Mainz, den 21.08.2022 
 
Ingo Volp 

Ö  2Ö  2



  

 

 
 
  ödp-Ortsbeiratsfraktion Oberstadt, Adelungstraße 52, 55131 Mainz 

ÖDP-Ortsbeiratsfraktion in 

der Oberstadt 
 

Dagmar Wolf-Rammensee 

Adelungstraße 52 

55131 Mainz 

 

Telefon: 06131/571481 

E-Mail: dagmar.wolf-r@web.de 

 

Mainz, 27.6.2022 

 

 

Antrag zur Ortsbeiratssitzung am 5.7.2022 
 

Verlegung der Ersatzhaltestelle „mkm“ 
 

Der Ortsbeirat möge beschließen: 

 

Die Verwaltung wird gebeten, bei den dafür zuständigen Stellen darauf 

hinzuwirken, dass die Verlegung der Ersatzhaltestelle “mkm” näher in Richtung 

der Freiligrathstraße veranlasst wird. 
 

 

Begründung: 

 

Aufgrund der Baustelle gegenüber dem Marienhaus Klinikum Mainz (MKM), 

wurde die Haltestelle „mkm“ an der Goldgrube weiter in Richtung Hechtsheim 

verlegt. Diese Ersatzhaltestelle liegt nun fast auf Höhe der Haltestelle 

„Jägerstraße“. Für Viele Nutzer des ÖPNV ist die Strecke zur Ersatzhaltestelle nun 

zu weit weg um eventuelle Anschlüsse rechtzeitig zu erreichen.  

 

 

Weitere Begründung erfolgt mündlich. 

 

 

 

gez. Dagmar Wolf-Rammensee 
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                                                                                                       26.08.2022 

 
                                                                        
 

                                               ANTRAG 

 

 Betreff: Freigabe der Busspur in der Straße „An der Philippsschanze“ in  

              Fahrtrichtung Pariser Straße für Radverkehr und mögliche   

              Kennzeichnung mit Rad-Piktogrammen 
               

 

Der Ortsbeirat möge beschließen: 

 

Die Stadtverwaltung wird gebeten dafür Sorge zu tragen, dass die Busspur in der 

Straße „An der Philippsschanze“ in Fahrtrichtung Pariser Straße mit Rad-

Piktogrammen versehen wird. 

 

Begründung: 

 

Seit einiger Zeit weisen 2 kleine Schilder daraufhin, dass die Busspur dort auch von 

Radfahrenden genutzt werden kann. Dies erhöht bestimmt die Verkehrssicherheit, 

unter anderem werden die Radfahrenden jetzt nicht mehr über den Wartebereich der 

Bushaltestelle geleitet. Jedoch ist es vielen Verkehrsteilnehmenden noch nicht 

bekannt. Rad-Piktogramme können die gegenseitige Akzeptanz erhöhen und 

Radfahrende können sich sicherer auf der Straße fühlen.  

 

 

 

 

Ortsbeiratsfraktion  

Mainz-Oberstadt  

c/o Simone Bludau  
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gez. Simone Bludau 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 
 



Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1106/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

61/ 61 26 03/4  21.07.2022  

 

 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 16.08.2022 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Oberstadt Kenntnisnahme 06.09.2022 Ö 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Kenntnisnahme 07.09.2022 Ö 

Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 08.09.2022 Ö 

Ortsbeirat Mainz-Hartenberg / Münchfeld Kenntnisnahme 13.09.2022 Ö 

Ortsbeirat Mainz-Neustadt Kenntnisnahme 14.09.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 21.09.2022 Ö 

 

Betreff: Aufhebung "Dachbegrünungssatzung" 
 
Bebauungsplanverfahren "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz - 
Aufhebung (DGS/A)" 
hier:  

- Aufstellungsbeschluss zur Planaufhebung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 8 
BauGB 

- Vorlage in Planstufe I 
- Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

im Aushangverfahren 
 

 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 22.07.2022 
 
 
 
gez. 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 

 
Mainz, 16.08.2022 
 
 
 
gez. 
Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
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Beschlussvorschlag: 
Der Stadtvorstand, die Ortsbeiräte Mainz-Altstadt, Mainz-Neustadt, Mainz-Oberstadt, 
Mainz-Hartenberg / Münchfeld, der Bau- und Sanierungsausschuss empfehlen, der Stadt-
rat beschließt zum Bebauungsplanverfahren "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und 
Neustadt von Mainz – Aufhebung (DGS/A)" 
 
1. den Aufstellungsbeschluss zur Planaufhebung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 8 

BauGB, 
2. die Vorlage in Planstufe I, 
3. die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im 

Aushangverfahren. 
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1. Sachverhalt  
 

In seiner Sitzung vom 01.06.2022 hat der Stadtrat die "Satzung über die Begrünung und Ge-
staltung von bebauten Grundstücken innerhalb der Stadt Mainz" beschlossen. Ziel der neuen 
Satzung ist die einheitliche Festlegung stadtweiter Regelungen zur Begrünung und Gestaltung 
künftiger Bauvorhaben aus klimatischen und gestalterischen Gründen.  

 
Mit Beschluss des Stadtrats zur neuen "Begrünungs- und Gestaltungssatzung" wurde die 
Stadtverwaltung beauftragt, das Verfahren zur Aufhebung des Textbebauungsplanes "Dach-
begrünungssatzung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz" (01.07.1993) einzuleiten. 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                              
 
2. Erfordernis und Ziel der Aufhebung 
 

Die "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz" (01.07.1993) re-
gelt textlich als sogenannter einfacher Bebauungsplan die Begrünung baulicher Anlagen nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB für den Bereich der Innenstadt und Neustadt von Mainz.  

 
Mit der neuen "Begrünungs- und Gestaltungssatzung", die ab dem 01.10.2022 Rechtskraft 
entfalten wird, soll sowohl quantitativ als auch qualitativ eine Stärkung der grünen Infrastruk-
tur im gesamten Mainzer Stadtgebiet erreicht werden. Auf der Grundlage der neuen Satzung 
werden einheitliche stadtweite Regelungen zu Dach- und Fassadenbegrünung getroffen, um 
die Gestaltung des Ortsbildes unter Beachtung des Klimawandels und damit auch den Erhalt 
gesunder Lebensverhältnisse nachhaltig zu steuern.  

 
Da rechtsverbindliche Bebauungspläne mit Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB städtischen 
Satzungen vorgehen, ist der Textbebauungsplan der "Dachbegrünungssatzung" in einem for-
mellen Verfahren nach § 1 Abs. 8 BauGB aufzuheben. 

 
Mit dem Aufhebungsverfahren werden keine neuen Grundlagen für bauliche Veränderungen 
geschaffen. Ziel des Verfahrens ist es, durch die Aufhebung des Textbebauungsplans im ent-
sprechenden Geltungsbereich die rechtliche Anwendung der neuen "Begrünungs- und Gestal-
tungssatzung" herbeizuführen, um im Sinne des Klimawandels qualitativ und quantitativ einen 
wichtigen Beitrag im stark verdichteten innerstädtischen Bereich zu schaffen.  

 
 
3. Räumlicher Geltungsbereich  
 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Dachbegrünungssatzung für die In-
nenstadt und Neustadt von Mainz – Aufhebung (DGS/A)" entspricht dem ursprünglichen 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und Neu-
stadt von Mainz (DGS)". 

 
Die Satzung gilt folglich für einen großen Bereich der Neustadt und Altstadt, das Gebiet 
Kästrich in der Oberstadt sowie eine Teilfläche in Hartenberg-Münchfeld. Der Geltungsbe-
reich wird begrenzt 
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 im Norden durch die Bahnanlagen der Kaiserbrücke, 

 im Osten durch den Rhein zwischen Kaiserbrücke im Norden bis zur Templerstraße im 
Süden,  

 im Süden durch die Templerstraße, südlich übergehend in die Rheinstraße bis zur Ein-
mündung Holzhofstraße, westlich fortgeführt über Teilflächen des Bahnhofs Mainz-
Römisches Theater, in Verlängerung der einbezogenen Albanstraße, den westlichen Teil 
der einbezogenen Windmühlenstraße, den einbezogenen Eisgrubweg bis zum Gautor, 
den einbezogenen Teil der Straße Am Gautor bis zur einbezogenen Straße Bastion Mar-
tin, die einbezogene Germanikusstraße, die einbezogene Trajanstraße, übergehend in die 
einbezogene Augustusstraße inklusive der ummauerten Bastion,   

 im Westen durch die einbezogene Alicenstraße, fortgeführt über den Alicenplatz, entlang 
des Bahnhofsplatz, den eingebundenen Kaiser-Wilhelm-Ring bis zur Unterführung 
Osteinstraße, die rückwärtige Bebauung des westlichen Kaiser-Wilhelm-Rings angrenzend 
an die Gleisanlagen der Bundesbahn, die einbezogene Pankratiusstraße, die einbezogene 
Werderstraße, nördlich fortgeführt entlang der Gleisanlagen bis zum Rheingauwall, die 
einbezogene Hattenbergstraße entlang der Bahnanlagen Richtung Kaiserbrücke.  

 
 
4. Bauleitplanverfahren DGS/A 

 
Zur Aufhebung des Textbebauungsplans "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und 
Neustadt von Mainz" muss ein formelles Bauleitplanverfahren "Dachbegrünungssatzung 
(DGS/A)" gemäß § 1 Abs. 8 BauGB durchgeführt werden. 

 
 

4.1 Frühzeitige TÖB-Beteiligung 
 

Im Zeitraum vom 14.06.2022 bis 30.06.2022 fand die frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB statt.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass keine Argumente gegen die Aufhebung der 
"Dachbegrünungssatzung" vorgetragen wurden. Der Vermerk über die frühzeitige Behörden-
beteiligung ist dieser Vorlage als Anlage beigelegt.  

 
 

5. Weiteres Vorgehen 
 

Mit dem Aufstellungsbeschluss über die Aufhebung des Textbebauungsplans der "Dachbe-
grünungssatzung" soll der Beschluss des Bebauungsplanentwurfs in "Planstufe I" gefasst wer-
den. Zudem soll beschlossen werden, auf Grundlage des vorliegenden Bebauungsplanent-
wurfs die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Aushangver-
fahren durchzuführen.  

 
 
6. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen  

 
Zum jetzigen Zeitpunkt sind diesbezüglich noch keine Aussagen möglich. Anregungen zur 
geschlechtsspezifischen Folgen sind im Rahmen der Behördenbeteiligung abzuwarten.  
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7. Kosten  

 
Die im Zuge des Bebauungsplanverfahrens entstehenden Kosten sind aktuell noch nicht zu 
beziffern und werden im Rahmen des weiteren Bebauungsplanverfahrens durch die städti-
schen Fachämter ermittelt.  

 
 
Anlagen: 
 

- Bebauungsplanentwurf "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz - Aufhe-
bung (DGS/A)" 

- Entwurf der Begründung zum Aufhebungsverfahren 

- Vermerk zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB 
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Begründung zum Bebauungsplan  
"Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz – Aufhe-
bung (DGS/A)" 
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1. Erfordernis und Ziel der Aufhebung  
 
Die "Dachbegrünungssatzung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz" 
(01.07.1993) regelt textlich als sogenannter einfacher Bebauungsplan die Begrü-
nung baulicher Anlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB für den Bereich der In-
nenstadt und Neustadt von Mainz.  

 
In seiner Sitzung vom 01.06.2022 hat der Stadtrat die "Satzung über die Begrünung 
und Gestaltung von bebauten Grundstücken innerhalb der Stadt Mainz" beschlos-
sen, um sowohl quantitativ als auch qualitativ eine Stärkung der grünen Infrastruk-
tur im gesamten Mainzer Stadtgebiet zu erreichen. Auf der Grundlage der neuen 
Satzung werden einheitliche stadtweite Regelungen zu Dach- und Fassadenbegrü-
nung getroffen, um die Gestaltung des Ortsbildes unter Beachtung des Klimawan-
dels und damit auch den Erhalt gesunder Lebensverhältnisse nachhaltig zu steuern.  
 
Rechtsverbindliche Bebauungspläne mit Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB 
gehen städtischen Satzungen vor. Daher wurde mit Beschluss des Stadtrats zur 
neuen "Begrünungs- und Gestaltungssatzung" die Stadtverwaltung beauftragt, das 
Verfahren zur Aufhebung des Textbebauungsplanes "Dachbegrünungssatzung für 
die Innenstadt und Neustadt von Mainz" (01.07.1993) einzuleiten.  
 
Mit dem Aufhebungsverfahren werden keine neuen Grundlagen für bauliche Ver-
änderungen geschaffen. Ziel des Verfahrens ist es, durch die Aufhebung des 
Textbebauungsplans im entsprechenden Geltungsbereich die rechtliche Anwen-
dung der neuen "Begrünungs- und Gestaltungssatzung" herbeizuführen, um im 
Sinne des Klimawandels einen wichtigen Beitrag im stark verdichteten innerstädti-
schen Bereich zu schaffen.  
 
Mit der Bauleitplanverfahren zur Aufhebung der "Dachbegrünungssatzung für die 
Innenstadt und Neustadt von Mainz" soll der am 01.03.1993 in Kraft getretene 
Textbebauungsplan zur Regelung der Begrünung baulicher Anlagen aufgehoben 
werden.  
 
Anderweitige Regelungsinhalte werden von der Aufhebung nicht tangiert.  
 

 
 
2.  Räumlicher Geltungsbereich 
  
 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Dachbegrünungssatzung 

für die Innenstadt und Neustadt von Mainz – Aufhebung (DGS/A)" entspricht 
dem ursprünglichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Dachbegrünungssat-
zung für die Innenstadt und Neustadt von Mainz (DGS)". 
 
Die Satzung gilt folglich für einen großen Bereich der Neustadt und Altstadt, das 
Gebiet Kästrich in der Oberstadt sowie eine Teilfläche in Hartenberg-Münchfeld. 
Der Geltungsbereich wird begrenzt 
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 im Norden durch die Bahnanlagen der Kaiserbrücke, 

 im Osten durch den Rhein zwischen Kaiserbrücke im Norden bis zur Temp-
lerstraße im Süden,  

 im Süden durch die Templerstraße, südlich übergehend in die Rheinstraße bis 
zur Einmündung Holzhofstraße, westlich fortgeführt über Teilflächen des 
Bahnhofs Mainz-Römisches Theater, in Verlängerung der einbezogenen Al-
banstraße, den westlichen Teil der einbezogenen Windmühlenstraße, den ein-
bezogenen Eisgrubweg bis zum Gautor, den einbezogenen Teil der Straße Am 
Gautor bis zur einbezogenen Straße Bastion Martin, die einbezogene Germa-
nikusstraße, die einbezogene Trajanstraße, übergehend in die einbezogene Au-
gustusstraße inklusive der ummauerten Bastion,   

 im Westen durch die einbezogene Alicenstraße, fortgeführt über den Alicen-
platz, entlang des Bahnhofsplatz, den eingebundenen Kaiser-Wilhelm-Ring bis 
zur Unterführung Osteinstraße, die rückwärtige Bebauung des westlichen Kai-
ser-Wilhelm-Rings angrenzend an die Gleisanlagen der Bundesbahn, die ein-
bezogene Pankratiusstraße, die einbezogene Werderstraße, nördlich fortge-
führt entlang der Gleisanlagen bis zum Rheingauwall, die einbezogene Hatten-
bergstraße entlang der Bahnanlagen Richtung Kaiserbrücke.  

 
 
3. Flächennutzungsplan  
 

Für den Geltungsbereich der "Dachbegrünungssatzung" stellt der wirksame Flä-
chennutzungsplan 2000 bzw. die redaktionelle Fortschreibung 2010 den Bestand 
entsprechend der vorhandenen oder geplanten Art der baulichen Nutzung als 
Wohnbauflächen, gemischte Bauflächen, gewerbliche Bauflächen sowie sonstige 
Sondergebiet dar.  
 
Da die "Dachbegrünungssatzung" als einfacher Bebauungsplan keine Regelungen 
zur Art der baulichen Nutzung trifft, hat die Aufhebung keine Auswirkungen auf 
die im Flächennutzungsplan dargestellten Flächen.  
 
 

4. Überlagernde Bebauungspläne 
 
Der Geltungsbereich der "Dachbegrünungssatzung" wird überlagert von zahlrei-
chen rechtskräftigen Bebauungsplänen. Im weiteren Bauleitplanverfahren ist zu 
prüfen und zu ergänzen, inwiefern in den überlagernden Bebauungsplänen Fest-
setzungen zur Dachbegrünung mit rechtlichem Bezug auf die "Dachbegrünungs-
satzung" getroffen werden.  

 
 

5. Umweltbericht 
 
Gemäß § 1 Abs. 8 BauGB gelten die Vorschriften über die Aufstellung von Bau-
leitplänen unter anderen auch für ihre Aufhebung. Folglich ist zum vorliegenden 
Bauleitplanverfahren gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des Umweltschut-
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zes eine Umweltprüfung durchzuführen. Die Festlegung zu Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Ermittlung der Belange für die Abwägung obliegt dem zuständigen 
Fachamt.  
 
Wird im weiteren Verfahren ergänzt.  
 

 
6. Kosten 
 

Die im Zuge des Bebauungsplanverfahrens entstehenden Kosten sind aktuell noch 
nicht zu beziffern. Diese werden im Rahmen des weiteren Bebauungsplanverfah-
rens durch die städtischen Fachämter ermittelt und ergänzt.  

 
 
 
Mainz,  
 
 
 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
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  ödp-Ortsbeiratsfraktion Oberstadt, Adelungstraße 52, 55131 Mainz 

ÖDP-Ortsbeiratsfraktion in 

der Oberstadt 
 

Dagmar Wolf-Rammensee 

Adelungstraße 52 

55131 Mainz 

 

Telefon: 06131/571481 

E-Mail: dagmar.wolf-r@web.de 

 

Mainz, 27.6.2022 

 

 

Anfrage zur Ortsbeiratssitzung am 5.7.2022 
 

Milchpfad 
 

Der obere Teil des Milchpfades ist mit dem Verkehrsschild VZ 250 „Verbot für 

Fahrzeuge aller Art“ gesperrt. Am oberen Ende des Weges befindet sich der 

Hinweis „Fahrrad frei“ und am unteren Ende der Hinweis „Fahrrad und Anwohner 

frei“. Am oberen Ende mündet der Weg direkt in einen Fuß- und Radweg. Der 

durch die Beschilderung gesperrte Teil des Weges ist so eng, dass 

entgegenkommende Fußgänger und Radfahrer kaum an einem dort fahrenden 

Auto vorbei kämen. Außerdem ist der Bereich rechts und links des Weges 

komplett unbebaut – wer sind dann also die „Anwohner“, die dort fahren 

dürfen? (und tatsächlich wird der Weg von KfZ genutzt, die darüber abkürzen). 
 

 

Wir fragen daher an: 

 

1. Da der Bereich rechts und links des Weges komplett unbebaut ist, stellt 

sich die Frage welche Anwohner mit der Beschilderung „Fahrrad und 

Anwohner frei“ gemeint sind? 

2. Sieht die Verwaltung Möglichkeiten hier eine einheitlichere 

beziehungsweise eine verständlichere Beschilderung zu installieren? 

 

 

 

Weitere Begründung erfolgt mündlich. 

 

 

 

gez. Dagmar Wolf-Rammensee 
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Antwort zur Anfrage Nr. 0933/2022 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Oberstadt betreffend Parken 
auf Bordsteinen (CDU) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 

1. Wurde innerhalb der Verwaltung überlegt, die Anwohner bzw. Fahrzeughalter in der 
Nachbarschaft vorab darüber zu informieren, dass zukünftig Bußgelder verhängt wer-
den? 
 
Generell gilt nach StVO, dass das Halten und Parken auf Gehwegen nur dort gestattet 
ist, wo es ausdrücklich durch eine entsprechende Beschilderung oder Bodenmarkie-
rungen, angeordnet durch die Straßenverkehrsbehörde, erlaubt wird. Dies ist jedoch in 
den genannten Bereichen nicht der Fall. Mit der Novellierung der StVO wurden von dem 
Verordnungsgeber die Regularien in Bezug auf das Gehwegparken deutlich verschärft. 
Die Bedeutung von Gehwegen wird maßgeblich hervorgehoben und dem Schutzbedürf-
nis aller den Gehweg nutzenden Verkehrsteilnehmenden gezielt Rechnung getragen.  
 

2. Falls ja, warum wurde darauf verzichtet? 
 
Das Verkehrsüberwachungsamt ist gehalten, bei Hinweisen auf mögliche Parkverstöße 
diesen nachzugehen und Verwarnungen auszustellen, und dies gilt folgerichtig auch 
bei unerlaubtem Gehwegparken. Dies war hier aufgrund mehrerer Aufforderungen der 
Fall, sodass die Verkehrsüberwachung tätig werden musste. Der Schutz der Gehwege 
gilt überall im Stadtgebiet gleichermaßen. 
 

3. Stimmt die in den Medien kolportierte Aussage, dass die Verwaltung prüfen möchte, ob 
in ausgewählten Bereichen das Parken auf Bordsteinen erlaubt werden soll? 
 
Die StVO ermöglicht bei Vorliegen ausreichender Gehwegbreiten nach wie vor die Frei-
gabe des Parkens auf Gehwegen, wenn dies entsprechend gekennzeichnet ist (z.B. mit 
Beschilderung VZ 315 und/oder Markierung). Allerdings haben sich die geforderten 
nutzfähigen Mindestbreiten in den vergangenen Jahren konkretisiert. Das Mindestmaß 
beträgt hier nach aktueller allgemeiner Auffassung 1,50 m.  
Auch weiterhin soll dort, wo ausreichend breite Gehwegbereiche mit befestigten Flä-
chen vorhanden sind, das Gehwegparken weiterhin zulässig sein. Die Verwaltung prüft 
vor dieser Maßgabe aktuell, an welchen Stellen dieses Maß vorliegt. Grundvorausset-
zung ist allerdings, dass die Parkmöglichkeiten direkt von der Straße aus erreichbar 
sind. Parkstände in zweiter oder dritter Reihe, die nur durch Längsbefahrung von Geh-
wegbereichen erreichbar sind, können aus Verkehrssicherheitsgründen nicht mehr ge-
duldet werden. 
 

4. Falls ja, in welchen Bereichen ist das angedacht und bis wann ist mit ersten Ergebnis-
sen zu rechnen? 
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Wie unter 3. dargestellt, werden zurzeit alle Stellen, an denen Gehwegparken praktiziert 
wird, auf die genannte Maßgabe von mindestens 1,50 m nutzbare Gehwegbreite unter-
sucht. Erste Ergebnisse in der Oberstadt liegen bereits vor, z.B. ein Konzept für die Frei-
ligrathstraße. Die Verwaltung arbeitet derzeit mit hohem Engagement stadtweit alle 
weiteren Stellen ab. 
 

 
Mainz, 07.07. 2022 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
 



 

 

Ortsbeiratsfraktion  

M A I N Z – Oberstadt 

 
Anfrage: 
Parken auf Bordsteinen 
 
In den letzten Monaten werden vereinzelt Bußgelder wegen widerrechtlich abgestellter 
Fahrzeuge in den Bereichen Freiligrathstraße, Fichteplatz und Augustusstraße erhoben. 
In diesen Bereichen werden Fahrzeug teilweise schon seit Jahrzehnten auf den Bordsteinen 
und zwischen Bäumen abgestellt, ohne, dass je Bußgelder erhoben wurden. 
 
Entsprechend bittet die CDU Fraktion im Ortsbeirat Oberstadt die Verwaltung, folgende 
Fragen zu beantworten: 
 
 
1. Wurde innerhalb der Verwaltung überlegt, die Anwohner bzw. Fahrzeughalter in der 
Nachbarschaft vorab darüber zu informieren, dass zukünftig Bußgelder verhängt werden? 
 
2. Falls ja, warum wurde darauf verzichtet? 
 
3. Stimmt die in den Medien kolportierte Aussage, dass die Verwaltung prüfen möchte, ob in 
ausgewählten Bereichen das Parken auf Bordsteinen erlaubt werden soll? 
 
4. Falls ja, in welchen Bereichen ist das angedacht und bis wann ist mit ersten Ergebnissen zu 
rechnen? 
 
für die CDU - Fraktion 
 
gez. Melissa Enders 
 
25.06.2022 

Ö  8Ö  8



Ö
  9

.1
Ö

  9
.1



Beschlussvorlage für Ausschüsse 

 
  Drucksache Nr.  

 

1177/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

70/70 00 66/Ob 17.08.2022  
 
 
 
Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Oberstadt Kenntnisnahme 06.09.2022 Ö 

 
Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag 0774/2022 FDP, Ortsbeirat Mainz-Oberstadt 
hier: Austausch alter Papierkörbe 
 
 
Mainz, 22.08.2022 
In Vertretung 
 
gez. Grosse 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Antrag ist erledigt. 
 
Stellungnahme: 
 
Der Entsorgungsbetrieb plant jährlich ein Budget in Höhe von etwa 30.000 € für die Neuinstalla-
tion sowie den Ersatz alter Papierkörbe.  
Stetig wird das bereits heute breite Angebot von etwa 2.500 Papierkörben im gesamten Stadtge-
biet angepasst und ausgebaut, um der Mainzer Bevölkerung Möglichkeiten zur Entsorgung bieten 
zu können. Hierfür werden die Vorschläge aus dem Ortsbeirat gerne genutzt und auf Umsetzbar-
keit geprüft. 
Im November 2022 geht die Zuständigkeit für die Reinigung und Papierkorb-Leerung in den Grün-
anlagen der Oberstadt von 67-Grün- und Umweltamt auf den 70-Entsorgungsbetrieb über. Ziel ist 
die Bündelung von Reinigungsaufgaben der Stadt im öffentlichen Raum zur Leistungserbringung 
aus „einer Hand“. Im Rahmen dieses Übergangs wird das Papierkorb-Angebot gemeinsam mit 
dem 67- Grün- und Umweltamt geprüft und im Bedarfsfall angepasst. 
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Sitzungstermine 2023 
 
 
 
 

OBr MZ-Oberstadt 
18.30 Uhr 

Stadtrat 
15.00 Uhr 

17.01. 01.02. 

14.03. 22.03. 

02.05. 17.05. 

04.07. 12.07. 

04.10 11.10. 

21.11. 29.11. 

 
 
. 
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